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Zusammenfassung Schweizer Politik
Vorlesung 1 und 2: Performanz
1.Performanzforschung und Performanzziele
= Effectiveness, Zielerreichung
Almond and Powell’s political productivity concept: 
gewisse Kriterien sind nur für Demokratien relevant, es fehlen wichtige Aspekte 
[image: ]Systematisierung von Zielen nach Roller 2005:





Performanz stellt die abhängige Variable dar, an der wir messen, ob ein System gut funktioniert oder nicht. 
Unabhängige Variablen: Institutionen, Akteure (Regierungen, Machtverhältnisse), Strukturen

2.Demokratische Performanz: die Schweiz im Kontext
Praxis: welches sind die besten Regeln für Demokratien
Forschung: Demokratien geeignete Regeln geben, um Effekte zu erzielen
- Irak (Stabilität), Italien (Wahlrechtsreform)
2.1Institutionelle Determinanten: Typologien Lijphart UK vs. CH
Konkordanz: Proporz als Grundlage der Machtverteilung
Konsens: Repräsentative Verteilung
Lijphart unterscheidet Demokratien gem. folgenden Kriterien:
1. Machtkonzentration in der Exekutive

· UK: Dominanz von Einparteien-Mehrheitskabinetten auf Grund des Mehrheitswahlsystems. Kaum Koalitionsregierungen.
· Schweiz: grosse Koalition in der Schweiz seit 1959 (Zauberformel)

· Indikator: Anteil der Zeit (1945-1996) während der „minimal winning cabinets“ und „one party cabinets“ an der Macht waren.

1. Beziehung zwischen Exekutive und Legislative

· UK: Vorherrschaft des Kabinetts. Sehr starke Position des Premierministers.
· Schweiz: formelle Trennung der Gewalten im direktorialen System der Schweiz. Keine Kompetenz der Regierung, das Parlament aufzulösen.
· Indikator: Durchschnittliche „Lebenszeit“ einer Regierung (Achtung: Wert für die Schweiz / präsidentiale Systeme „künstlich“ nach unten korrigiert)

1. Parteiensystem

· UK: Bipartismus. Dominanz von zwei Parteien (Labour und Tories, seit den 80er Jahren auch Liberal Democrats, seit ca. 4 Jahre UKIP).
Organisation des Parteisystems auf der Basis einer dominanten Konfliktlinie, des Klassenkonflikts.
· Schweiz: Multipartismus. Starke Fragmentierung des Parteiensystems aufgrund der Vielzahl von Konfliktlinien (Klassenkonflikt, Stadt-Land, Konfessionen), Föderalismus und Wahlsystem.

· Indikator: „effective number of parties“: 
1/ sum (Sitzanteil_p1 quadriert + Sitzanteil_p2 quadriert +...) CH = 4.24 und UK = 2.11

1. Wahlsystem

· UK: Mehrheitswahlrecht (Einerwahlkreise) Majorzwahlrecht
· Schweiz: Proporzsystem (ausser in kleinen Kantonen mit nur 1 NR-Sitz)

· Indikator: Elektorale Disproportionalität (zwischen den Stimmanteilen und den Sitzanteilen) 

1. Verbändesystem

· UK: Pluralismus, schwache Organisation sehr vieler Interessenverbände, keine institutionalisierte Position in den Entscheidungsprozessen (v.a. seit den 1980er Jahren, Thatcher)
· Schweiz: Korporatismus, Einbezug der Verbände in die Entscheidungsprozesse (Vernehmlassungsverfahren, Expertenkommissionen, Tripartismus)

· Indikator: Korporatismusindex von Siaroff (Organisationsgrad, Zentralisierung, Tripartismus, Abdeckung mit GAV, ...)

1. Grad der Dezentralisierung

· UK: zentralistischer Einheitsstaat. Macht der lokalen Regierungen ist nicht verfassungsmässig garantiert (Ausnahme Nordirland). Gewisse Dezentralisierung für Schottland und Wales.
· Schweiz: Föderalismus, mit Subsidiarität. Primäre Kompetenz liegt immer bei den Kantonen (verfassungsrechtlich garantiert).

· Indikator: Codierung (Punkte) nach formellem Föderalismus und informeller Dezentralisierung

1. Machtkonzentration in der Legislative 

· UK: Zwei Kammern, aber das Oberhaus hat kaum Macht.
· Schweiz: symmetrischer und inkongruenter Bikamerismus

· Indikator: Codierung (Punkte) nach formeller Symmetrie (Kompetenzverteilung) und Kongruenz (Wahlmodus)


1. Verfassung

· UK: flexibel, ungeschriebene Verfassung. Das Parlament kann sie jederzeit verändern.
· Schweiz: rigide. Erfordert doppelten Mehrheit bei Änderung (Volk und Kantone/Stände)

· Indikator: Codierung (Punkte) nach den erforderlichen Mehrheiten, um die Verfassung zu ändern

1. Gerichtliche Prüfungsmöglichkeiten 

· UK: Keine Verfassungsgerichtsbarkeit. Souveränität des Parlaments.
· Schweiz: Fehlende Verfassungsgerichtsbarkeit. Anomalie! „Stattdessen“ Souveränität des Volkes durch die direkte Demokratie (ausser bei zwingendem Völkerrecht).

· Indikator: Codierung (Punkte) nach der Kompetenzfülle der VerfassungsrichterInnen

1. Notenbank 

· UK: unabhängig, aber erst seit 1997 (Blair)
· Schweiz: unabhängig seit der Gründung (1906)

· Indikator: spezifische Indikatoren der Unabhängigkeit (personelle Zusammensetzung, Wahlverfahren, Transparenz, Berichterstattung etc.)



Konstruktion eines Indikators des Konsensgrades: Kombination der 10 Merkmale
· Wie und in wie vielen Gruppen sind die 10 Indikatoren gebündelt bzw. korrelieren
· Es entstehen zwei Gruppen (1-5 Akteure, 6-10 Institutionen)
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							Lijphart nimmt CH und UK, da sie 
							in beiden Dimensionen den 	
							Idealtypus verkörpern
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Vatter erweiterte die Typologie: Von der Konsensdemokratie zur zentrifugalen Demokratie 
->Parteipolarisierung, weniger kompromissfähig
· Einbezug der DD (Machtteilung zwischen Exekutive und der Bevölkerung)
· Verbesserte Messung gewisser Variablen

Ist die DD machtteilend oder machtkonzentrierend? (Konsensindex)
Es gibt keine eindeutige Zuordnung zu einer Typologie da DD Instrumente kontrolliert oder unkontrolliert sein können (Plebiszit (UK)< mandatory referendum< optional referendum(CH))

· Unkontrollierte Referenden: Vetospieler (Medianwähler), Volksinitiativen
· Kontrollierte (passive) Referenden: Volksabstimmungen, oblig. Referenden
· Neidhart-Hypothese: Regierung reagiert mit Einbeziehung der potenziellen Referendumskräfte, damit es nicht zu einem Referendum kommt. 
· Deshalb erwartet Vatter einen Zsmhang zwischen Regierungstyp und DD
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							DD ist eine eigene Dimension










Je weiter entwickelt die Institutionen und der Einsatz der DD, desto eher Konkordanzdemokratie

Befunde
· Robuste Dimensionen 
· CH kein Extremfall einer Konsensdemokratie auf den ersten beiden Dimensionen
->8 von 23 Ländern haben höhere Konsenswerte auf der Exekutive-Parteien-Dimension
· CH ein Extremfall einer machtteilenden DD
· Zwei Typen von Konsensdemokratien: parlamentarisch-repräsentativ (Belgien) und direktdemokratisch (CH)

Veränderungen
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· Veränderung der Parteienlandschaft-> weniger Parteien, Polarisierung
· Temporäres Aufbrechen der Zauberformel (CVP durch SVP, dann Schlumpf (BDP))
· Verhältnis Exekutive-Legislative-> Stärkung Exekutive
· Dezentralisierung der Sozialpartnerschaft: Verlagerung von Verhandlungen auf Branchenebene
· Totalrevision BV und NFA 2004: Stärkung der Kantone
· Ausbau Verfassungsgerichtsbarkeit (Internationalisierung): Selbstbestimmungsinitiative abgelehnt

Von der Konsensdemokratie zur zentrifugalen Demokratie (Vatter)
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Die Polparteien sind in der Schweiz die grössten Parteien
Konsens des BR nimmt ab (Wechsel von Consociational zu Centrifugal)
Konsequenzen:
->zunehmender Wettbewerb auf der Exekutiv-Parteiendimension
->Widerspruch von Konsenslogik auf der Föderalismus-Unitarismus-Dimension 
->Gefahr von Entscheidungsblockaden durch die Polarisierung bei glz. Zwang zum Kompromiss

2.2Wie gut schneiden verschiedene Demokratien ab?
Zentrale Ziele der demokratischen Performanz: Partizipation, Rechtsstaatlichkeit, Legitimität/Zufriedenheit
Die Zufriedenheit mit der Demokratie ist in Konsensdemokratien grösser als in Majorz (Makro)
ABER: die Institutionen wirken sich auf die Verteilung der Zufriedenheit aus! Ob man die Wahl gewonnen hat oder nicht wirkt sich nicht gross auf die Zufriedenheit aus (Mikro)

3.Soziale und wirtschaftliche Performanz
->substanzielle Ziele der systemischen Performanz
Frage Lijphart: Gibt es einen Trade-off zwischen der Qualität und der wirtschaftlichen Performanz von Demokratien?
Antwort: Nein. Beide Systeme bieten Vorteile
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Multivariate Analyse (Roller 2005)
Unter Kontrolle von Globalisierung (Offenheit), wirtschaftlicher Entwicklung (GDP) und ideologischer Ausrichtung der Regierung…
· ..machen Institutionen keinen Unterschied für die ökonomische Performanz (Wachstum)
· ..schneiden Konsensdemokratien leicht besser ab bezüglich sozialer Performanz (Armut)
· ..schneiden Konsensdemokratien relativ deutlich besser ab bzgl. ökologischer Performanz

· Konsensdemokratien sind bessere Demokratien was demokratische Performanz, als auch was die inhaltlich substanzielle Performanz anbelangt
·  es gibt keinen wirtschaftlichen Preis

4.Constitutional engineering
Wie einfach ist es eine Konsensdemokratie einzuführen?
Hindernisse: 
· Institutionelle Pfadabhängigkeit
· Historisch gewachsen (angelsächsisches Erbe meist Majorzsystem)
· Kosten des Wandels (Machtasymmetrien, Erwartungen, Antizipationen)
· Kulturelle Voraussetzungen
Überlegung: Zunehmende Polarisierung-> Verschlechterung der substantiellen Performanz, da die CH nicht mehr in der Lage ist, wichtige Entscheidungen im Konsens zu treffen?


3. und 4. Vorlesung Parteien
1.Wo stehen wir?
Demokratische Performanz beinhaltet u.a. Repräsentation und Mobilisierung durch Parteien und Verbände (Intermediäre Organisationen), mit welchen der Staat im Austausch steht.
Hauptansprechpartner von Verbänden: Exekutive
Von Parteien: Legislative
[image: ]Parlament-Parteien: Performanz bzgl. Repräsentation und Kongruenz
Parteien-Bürger: Performanz bzgl. Repräsentation und Mobilisierung

[image: ]2.Wen mobilisieren politische Parteien in der Schweiz
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Dealignment-These: sozialstrukturelle Variablen haben an Erklärungskraft verloren (Die Zugehörigkeit einer Klasse erklärt nicht mehr, welche Partei man wählt).

2.1Realignment-Theorie
Man wechselte jedoch nicht direkt zwischen diesen beiden Theorien. 
Zwischenschritt: Realignment = Parteien repräsentieren heute andere soziale Gruppen und nichtmehr klassische Schichten nach Beruf

Gründe: Postindustrialisierung, Veränderung des Arbeitsmarktes, Wirtschaft und Wertewandel

2.2Sozio-strukturelle Elektorate der Schweizer Parteien
[image: ]Oesch/Rennwald: Das sozio-strukturelle Realignment hat in der Schweiz besonders ausgeprägt sattgefunden und die Wählerlandschaft stark verändert. Das Wahlverhalten ist immer noch stark strukturiert insb. klassenspezifisch. 






Bornschier

· Spaltung Mittelklasse: Bildungsrevolution, Expansion der oberen- und Mittelklasse 
· Hohe Stellung bedeutete nicht mehr, dass man recht/konservativ ist, sondern politisch eher links denken (neue Mittelklasse). Die alte Mittelklasse gibt es noch!
· Neue Mittelklasse: hoch qualifizierte Menschen in Dienstleistungsjobs
· Gegenreaktion der Entstehung neuer Mittelklasse: Rechtspopulismus 
· Rechte mobilisieren neu zunehmend in der Arbeiterklasse. Konservatismus ist in den tieferen Bildungsschichten stärker vertreten
vorher: ökonomische Spaltung
neu: Gesellschaftliche Spaltung

Oesch/Rennwald: 8 Berufsgruppen, um Wahlverhalten zu verstehen
Vertikale und horizontale Unterteilung:
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Interpersonelle und Technische
-> neue Linke (SPS, Grüne, GLP)

DL, Industrie und Gewerbe
->neue Rechte (SVP)

Techniker, Manager, Arbeitgeber
->alte Rechte (FDP, GLP)

Rennwald: Entwicklung des Realignments über die Zeit 1971/2011
CVP: keine Veränderung, da sie keine klassenbasierte Partei ist, sondern konfessionell mobilisiert

FDP: Unterschiede in den Wahlw’keiten, das Elektorat blieb unverändert 
          ->Unternehmer und gross Bürgertum

SP: 1971: v.a von Arbeitnehmer gewählt
       2011: v.a. soziokulturelle Berufe und Techniker
 ->Verlust der Kernwählerschaft in der Arbeiterklasse. Soziokulturelle Berufe wählten zwar schon    damals links, jedoch bildete es noch kein Kernelektorat. 
Realignment SP: neues Kernelektorat bei hochqualifizierten Beschäftigten

SVP: 1971: v.a. Kleingewerbe
2011: v.a. Arbeitnehmer in DL und Produktion Realignment SVP: neues Kernelektorat in Arbeiterklasse
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Bsp: SP hat durchschnittlichen Wähleranteil von 20%, bei den SCP 
erhalten sie 34%

Spiegelbild SP/Grüne - SVP (mobilisieren gegenseitige Kernelektorate)
Sozialstruktur erklärt immer noch gut wie die Leute wählen, jedoch wählen sie anders wie vor 30 Jahren.


Warum ist das Realignment in der Schweiz so ausgeprägt (Vlg. Schweiz/Österreich)
Realignment gibt es in allen westeuropäischen Ländern, jedoch hat es in der CH früh angefangen und ist sehr ausgeprägt (Bochsler: CH als parteipolitisches polarisiertes Land)
Zentrales Argument: Realignment hat etwas mit der Positionierung der Parteien zu tun
Supply site: wie Parteien sich positionieren, um Elektorat abzuholen
Demand site: Wählerpräferenzen bestimmen Wahlentscheid

WAHLWAHRSCHEINLICHKEIT
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In beiden Ländern ist die Wahlw'keit für einen Arbeiter links zu wählen, stark gesunken.
Ö: Verlust der Arbeiterklasse wird nicht in einem vergleichbaren Ausmass kompensiert, durch eine steigende Wahlkw'keit der neuen Mittelklasse
CH: SP hat es geschafft, der Verlust der Arbeiterklasse als Kernelektorat durch die Mittelklasse zu ersetzen 
Erklärung durch unterschiedliche politische Positionierung
CH: frühe Repositionierung der SP zum kulturellen Liberalismus ->kulturell progressiv
 (höhere Salienz als in Ö)


POSITION
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Ökonomische Themen sind bei SPÖ und SP zentral, um Wählerstimmen zu gewinnen
SPÖ weist jedoch keine vergleichbare Wichtigkeit auf, kommt mit ökonomischen Themen an Wähler
SP und Grüne betonen kulturell progressive Themen gleichstark wie ökonomische (25% aller appeals beschäftigt sich mit gesellschaftspolitischen liberalen Themen)
->Arbeiterstimmen gehen zurück, neues Kernelektorat in der neuen Mittelklasse
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	SP/Grüne: fast nicht unterscheidbar
	GPS: mehr aus Mittelklasse
	SP: unterdurchschnittliche Mobilisierung 	der Arbeiter, pro EU



[image: ]3.Wie gut mobilisieren politische Parteien in der Schweiz
Performanz=Ausschöpfungsquote (Wähler, die sich vorstellen können, die Partei zu wählen. Diese möchte man effektiv zur Urne bewegen)




Sciarini: Überlappungen der Wählerpotenziale (gemeinsames Wählerpotenzial/ der Partei) nehmen ab. 
früher konnte man sich eher vorstellen eine andere Partei zu wählen
- Am wenigsten Leute können sich vorstelle, SVP jemals zu wählen
- Erfolgreichste Partei in der Ausschöpfung ihres Potenzials 
· SVP mobilisiert am erfolgreichsten, stösst aber an Grenzen des Wählerpotenzials (kleine Überlappungen)
· Die grünen Parteien realisieren ich Potenzial tendenziell am Schwächsten (Weniger stark eigenes Elektorat, da sich SP früh im selben Bereich positionierte)

4.Wen repräsentieren die Schweizer Partien? Konfliktlinien und Kongruenz
Links-Rechts Positionierung der Wählerschaft 1995 und 2019: 
· auf der linken Seite hat sich wenig verändert
· Veränderung rechts: Rechte wählen zu ¾ SVP
 Polarisierung in der Selbstverortung in der schweizer Wählerschaft
1995 haben sich mehr Leute in der Mitte verortet
ABER: unklar, was man unter links-rechts versteht. Selbstpositionierung und Wahlentscheid können einander bedingen

Lösung: Positionierung der Wähler und der Parteien im politischen Raum, der durch inhaltliche Konfliktdimension definiert ist 

Oesch/Rennwald:
->ökonomische (Intervention-Marktliberalismus)
->kulturelle (Universalismus/Öffnung-Traditionalismus/Abgrenzung)

[image: ]                                                UNIVERSALISMUS
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	Bis hier: Supply Site!
                                        TRADITIONALISMUS


Bornschier 2015: Kongruenz
Ökonomische Dimension: Ausdifferenzierung bis 2011->Konfidenzintervalle überschneiden sich nicht mehr (2Pole und Mitte)
Parteien und Wähler polarisieren sich, gute Abbildung der Wählerpräfenzen
Kulturelle Dimension: 70er: Parteien eher progressiv, Wähler konservativ (schlechte Kongruenz)
Ab 2011 bildeten die Parteien die Präferenzen der Wähler besser ab. Konservative Parteien haben heute ein konservatives Angebot

· Die Parteienlandschaft in der Schweiz ist sehr polarisiert, sowohl auf der ökonomischen als auch auf der kulturellen Dimension
· Insb. bzgl. der kulturellen Dimension hat sich die Kongruenz der Parteien mit den Wählern über die Zeit eher verbessert
· Abbildung der Wählerpräfenzen durch die Parteien ist ein zentrales Qualitätsmerkmal von Demokratien
· Polarisierung hemmt substantielle Performanz (Entscheidung im Konsens treffen schwierig)
· Polarisierung verbessert im Fall der Kongruenz und Mobilisierung die demokratische Performanz (Abbildung Wählerstimmen)
· SVP neu working class, SP neu soziokulturelle Spezialisten







5.VL Verbände
Regierung/Verwaltung-Verbände: Performanz bzgl. Repräsentation und Einfluss
Verbände-Bürger: Performanz bzgl. Mobilisierung der relevanten Interessen
1.Wen und wie gut mobilisieren sie?
Die tripartite Beziehung von Staat, Arbeitnehmerverbände und Arbeitgeberverbände ist institutionalisiert (=Sozialpartnerschaft) -> liberaler demokratischer Liberalismus
· Schwache Gewerkschaften
· Starke Arbeitgeberverbände
· Dezentralisierung der industriellen Beziehungen
· Schwache GAV (weder Mindestlohn noch starken Beschäftigungsschutz)

1.1Arbeitgeberverbände
Wichtigste Dachverbände
· Economiesuisse (1870=Vorort): Grosskapital und Exportwirtschaft
· Schweiz. Gewerbeverband SGV 1879: Binnenwirtschaft, KMU’s
· Schweiz. Bauernverband SBV 1897
-> = Bürgerblock dominiert CH-Politik anfangs 20.Jh (kapitalorientiert und bürgerlich)
· Schweiz. Arbeitgeberverband SAV 1908: Pendant zu Economiesuisse aber bzgl. Innenpolitik 
· Schweiz. Bankiervereinigung 1912

schon sehr früh organisiert
Arbeit wird funktional aufgeteilt (bei Gewerkschaften historisch ideologisch)

Positionen der Dachverbände
· Hoher Organisationsgrad 60-80% (Gewerkschaften ca. 22%)
· Privilegierte Beziehung mit Verwaltung (Aufgabenübertragung)
· Übervertretung und dominante Position in politischen Entscheidungsprozessen 
Gründe für dominante Position der Arbeitgeberverbände
· Frühe Industrialisierung-> Zusammenschluss der Arbeitgeber bevor die Arbeitnehmer organisiert waren.
· Schwacher Zentralstaat-> Aufgabenübertragung
· Solidarität zwischen Aussen- und Binnenwirtschaft-> Öffnung (economiesuisse) und Protektionismus (SGV, SBV)
Bürgerblock bricht wegen EU-Bedingungen für liberale Handlungspolitik auseinander
(InstA: economiesuisse dafür, andere wollen Binnenmarkt nicht öffnen)

1.2Gewerkschaften/Arbeitnehmerverbände
Wichtigste Dachverbände
· Schweiz. Gewerkschaftsbund SGB 1880/1908: Föderation (UNIA, Bankpersonalverband)
· Travail.suisse 2003: Fusion von CNG und VSA, Föderation (SYNA, Hotel&Gastro)
· Kaufmännischer Verband der Schweiz 1918: Berufsverbände von mittleren und höheren Arbeitern (Lehrerverband, Pflegefachverband)




Relative Schwäche der Gewerkschaften:
1. Organisations- und Deckungsgrad
O: Anteil der Beschäftigten, die Mitglied einer Gewerkschaft sind (20-30%)
sinkt
D: Anteil der Beschäftigten, die einem GAV unterstehen (1/3)
bleibt stabil (Zunahme seit 90er ist auf die Privatisierung zurückzuführen. SBB, Post, etc.)

2. Ungleiche Struktur der Gewerkschaftsmitgliedschaft (Repräsentation)
- Deindustrialisierung führt zu Arbeitsplatzverlust in den traditionellen gewerkschaftlichen Branchen
- Tief gebildete Angestellte in DL-sektor sind schlecht organisiert, höher gebildete organisieren sich in Berufsverbänden (Zunahme) statt in traditionellen Gewerkschaften
Fehlende Mobilisierung in den neu gewachsenen Branchen 
- Frauen und Junge sind besonders schwach organisiert 
Zunahme der Frauen in DL-sektor (schwache Mobilisierung)

· Gewerkschaften sind in der Schweiz nicht wirklich repräsentativ für die Beschäftigungsstruktur
· Mobilisierung v.a. in Industrie, Bau und Gewerbe
· Viele sind nicht organisiert, wegen schwierigen Bedingungen, Teilzeit, … 

3. Konzentrationsgrad/Fragmentierung
- Schwache vertikale Integration der Gewerkschaften
Tiefer Zentralisierungsgrad der Macht auf der Ebene der Dachverbände
GAV-Verhandlungen v.a. auf Brancheneben
- Schwache horizontale Integration der Gewerkschaften
Fragmentierung innerhalb Branchen nach konfessionellen oder parteipolitischen Kriterien 
    (SGB vs. Travail.suisse)

Gründe für tiefen Konzentrationsgrad
· Frühe und dezentrale Industrialisierung: bürgerliches Lager organisierte sich bevor Arbeiterbewegung entstanden ist
· Kulturell-religiöse und territorial-föderalistische Spaltungen: Arbeiter identifizieren sich evt. schon mit konfessioneller Spaltung, somit wird die politische Mobilisierung durch die Gewerkschaft erschwert 
· Radikalisierung des SGB 1906 (Klassenkampf, Abspaltung CNG) und 1918 (Generalstreik, Abspaltung VSA) -> beide nicht sozialistisch

1.3Perfomanz der Interessenmobilisierung
- Dominante Stellung der Arbeitgeberverbände, relative Schwäche durch Interessensdivergenzen zwischen Binnen- und Exportwirtschaft (Mach)
- Mitgliederverlust der Gewerkschaften durch Deindustrialisierung, bislang ungenügend kompensiert, v.a. im DL-sektor (Oesch)
- Gegenstrategie: Konzentration der Arbeitnehmerverbände, um Industrieinteresse zu durchbrechen (Oesch)
- Krise: Bürgerblock bricht auseinander, wirtschaftliche Strukturveränderung bringt Ungleichgewicht auf Arbeitnehmerseite

· Korporatismus trotz schwacher Gewerkschaften


2.Sozialpartnerschaft in der Schweiz
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Historische Entwicklung der Sozialpartnerschaft
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2.1Resultat: Korporatismus
Demokratischer Korporatismus = Neo-korporatismus
 Verbände werden zu zentralen einflussreichen Akteuren, welche immer früh dabei sind


Gründe für die Sozialpartnerschaft
· Institutionalistisch: Direkte Demokratie
Neidhart 1979: Verhandlungs- statt Abstimmungsrisiko: Korporatismus
Weil es DD gibt, gibt es die Sozialpartnerschaft. Senkung Referendumsrisiko (Neidhart)


· Elitenstrategien (Akteurbasiert): 2 Theorien:
Institutionen auf abhängiger Seite y, darum keine institutionalistische Theorie

Konsoziationalismus: Verhandlungen-> Korporatismus in Ländern, obwohl sie keine DD haben (Lijphart, dies konnte Neidhart nicht erklären) 
DD ist keine Bedingung für den Korporatismus, es reichen tiefreichende kulturelle Spannungen (kulturalistisch)

Neo-Korporatismus (rational choice): friedliche Klassenbeziehungen in kleinen exportorientierten Volkswirtschaften. (Katzenstein, ohne Kultur, ohne DD)
->Sozialpartnerschaft als Resultat von Elitestrategien

2.2Entwicklung Sozialpartnerschaft seit 1990er
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· Verbände verlieren an Reputationsmacht. Parteien legen an Macht zu
· Lobbying als Alternative wird wichtiger

Lobbying im Parlament
Wirtschaftsverbände und Arbeitnehmerorganisationen und Parteien als mächtigste Akteure

2.3Performanz der Interessenvertretung
- Relative Stabilität der korporatistischen Strukturen v.a. in den ind. Beziehungen
- geschwächter Einfluss der korporatistischen Akteure im vorparlamentarischen Prozess (relativ zu Parteien)
- Pluralisierung des Lobbyings und des Einflusses der Verbände ggü. dem Parlament
- Aufstieg der Umwelt- und Konsumentenverbände













7. VL Entscheidungsprozesse und Machtverteilung

1. Erklärung der langen Prozessdauer
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1.1 Relative Dauer und Wichtigkeit der Phasen des Entscheidungsprozesses
Die vorparlamentarische Phase ist die längste und wichtigste > Kommission (entscheidendste) > Vernehmlassung > parlamentarisch > Referendumsphase
das Parlament ist heute aktiver als in den 70er
das Ungleichgewicht zwischen der vorparlam. Und der parlam. Phase hat sich ausgeglichen
 Je früher, desto wichtiger (hohe Reputationsmacht)

1.2 Effektivität von Konsultationen zu Konfliktreduktion
Erklärung für das grosse Gewicht der vorparlam. Phase
- Expertise der Verwaltung: Schwäche des Milizparlaments
- Korporatismus: Interessenausgleich der Sozialpartner
- Direkte Demokratie (Hypothese von Neidhart 1970)
Die vorparlam. Etappen gibt es, weil es DD gibt. Das Majorzsystem (Referendum) führt zu einem Proporzsystem indem man referendumsfähige Kräfte einbindet (Konfliktreduktion in der vorparlam. Phase)

Test der Hypothese von Neidhart (Sciarini et al. 2002)
- Zusammenhang von Konfliktivität, Konsultation und DD: Konfliktreduktion durch Konsultation?
 Je anfälliger ein Verfahren, desto eher gibt es eine vorparlam. Konsultation
Neidhart: frühe Konsultation führt zur niedriger Konfliktivität
ABER: Vorlagen mit ausführlicher Konsultation führen zu einer hohen Konfliktivität

· W’keit, dass ein Referendum zustande kommt, liegt an der Wichtigkeit der Vorlage (nicht an vorparlam. Konsultierung)

Fazit: 
· Vorparlam. Konsultationen haben keinen robusten negativen Effekt auf die Konfliktivität einer Vorlage
· Vorparlam. Konsultationen haben keinen robusten negativen Effekt auf die W’keit eines Referendums
· Es braucht eine 2/3 Mehrheit in der Schlussabstimmung, damit W’keit eines fak. Referendum unter 50% liegt

Hatte Neidhart recht?
· JA: für die Eliten ist es zentral, das fak. Referendum zu vermeiden.
      Zustimmung im Parlament (Konsens) trägt dazu entscheidend bei
· ABER: Konsultation ist kein Garant für diesen Konsens

2. Veränderung der Entscheidungsprozesse
2.1 Stärkung des Parlaments
Formelle Änderungen:
· Parlamentsreform 1992 stärkte das Parlament ggü. der Verwaltung (ständige Kommissionen, anstatt ad hoc)
->kurzfristig wenig Effekte
->längerfristige Stärkung in den innenpolitischen Entscheidungsprozessen
->Verminderte Wichtigkeit der Vernehmlassung
->Parteipolarisierung: erhöht das Gewicht der parlam. Phase

2.2 Schwächung des Parlaments
Effekte der Internationalisierung von Entscheidungsprozessen:
· Gegentrend: Relative Stärkung der Exekutive/Verwaltung durch die zunehmende Arbeitslast und die Internationalisierung der Entscheidungen. 
· Stärkung durch das two-level game (Verhandlungsposition)
70er: 1 von 11 Entscheidungen war europäisiert
2000er: 5 von 11

Fazit:
· Vorparlam. Phase ist nach wie vor eine zentrale Etappe
· Durch die institutionelle Stärkung des Parlaments und Parteipolarisierung haben die Parteien im Parlament in innenpolitischen Entscheidungsprozessen jedoch an Gewicht gewonnen
· Die Macht der Exekutive wurde ggü. Parlament und Verbänden durch die steigende Arbeitslast und Internationalisierung verstärkt

 
3. Machtverteilung in der Schweizer Politik
Ziel: Analyse der Machtkonfiguration unabhängig von institutionellen Strukturen: informelle Machtnetzwerke
Hintergrund: Debatte um die Strukturierung der Macht in den USA 50/60er-> Behavioristische Wende: Weg von der Beschreibung, hin zur soziologischer Analyse von Verhalten und Gruppen
· Mills, Columbia: The Power Elite (Machtkomplex aus Politik, Militär und Wirtschaft) ohne checks und balances (marxistisch)
· Dahl, Yale: Who Governs? (Polyarchie, Diffuse Machtverteilung in Netzwerken) Macht ist informell verteilt und kommt nicht denjenigen zu, wie es die Verfassung vorsieht

· Kriesi 1980: Analyse der Verteilung und Struktur der politischen Macht in der Schweiz mittels Netzwerkanalyse (Dahls Methode) 





3.1 Der innere Kreis der Macht
Aufbau der Studie
Machtverteilung und Zusammenarbeitsstrukturen zwischen Organisationen und individuellen Akteuren der Schweizer Politik im Zeitraum 1971 – 1976 (13 wichtigste Entscheidungsprozessen)

Für die Ermittlung der politischen Eliten (1224 Individuen und 170 Organisationen) dieser 13 Prozesse kombinierte man 3 Ansätze:
[image: ]


300 Individuen zum inneren Kreis: Anzahl Beteiligung und Position

· Von den 300 Individuen des inneren Kreises gehören 27 zum Kern der Macht auf Individualebene. 12 sind BR oder Beamte, 9 sind Verbändevertreter, von den 10 NR haben 6 Doppelmandate (Parlamentarier sind dann einflussreich, wenn sie Doppelmandate haben)
· 70er Jahre: Von 170 Organisationen gehören 17 zum Kern der Macht auf Organisationseben (wurden von über 50% der Befragten als einflussreich bezeichnet)
starkes Gewicht der Verbände: 1.Rang SGB

Analyse der Vernetzung innerhalb der Elite in den 1970er: 
Ähnliche Struktur bei Organisationen und Individuen:
· Enge informelle Verflechtung des Kerns der Macht, unabhängig von institutionellen Grenzen
· Die Linke stärker isoliert (v.a. in Sozialpolitik eingebunden)
· BR hat Vermittlerrolle
· FDP in Parlament, Verwaltung und Verbänden am besten vernetzt

3.2 Veränderung der Machtverteilung (Pflichtlektüre Fischer et al.)
Metaanalyse von 8 Politiknetzwerken / 307 Akteure
Vergleich Kriesi und Fischer: 
· Kern der Machtelite nach Reputationsmacht: weniger Akteure (Verengung des inneren Kerns der Macht auf kollektiver Ebene)
· Aufstieg der Parteien v.a. SVP (überholen Verbände->Abstieg)

Sciarini 2014
· Zwischen 2001 - 2006 
· Reputationsanalyse bei 80 Experten zu ca. 350 Entscheidungsprozessen
· 322 Interviews mit den Repräsentanten der involvierten Organisationen
· Indikatoren zur Reputationsmacht: Zufriedenheit mit Outcome
Bundesämter und Regierungsparteien gewinnen an Macht

Sciarini 2015
Alternative Messung: Einschätzung aller Repräsentanten, ob Interessen ihrer Organisation berücksichtigt wurden und Einschätzung der Wichtigkeit der Vorlagen (Zielerreichung bei wichtigen Vorlagen = Macht)
Mitte-rechts, Arbeitgeberverbände und Kantone können Interessen durchsetzen
Polparteien haben hohe Reputationsmacht, können Präferenzen jedoch nicht gut durchsetzen



Fazit Fischer et al. und Sciarini 2014 / 2015
· Parteien haben an Einfluss gewonnen, insb. SVP
· Verbände (ausser economiesuisse) haben an Einfluss verloren, insb. wegen zunehmender Schwierigkeit der Sozialpartnerschaft
· Reputationsmacht der Parteien wird generalisierter
· Reputationsmacht der Verbände wird spezifischer (auf ihre Politikbereiche)
· Macht der Verwaltung hat sich ausdifferenziert: Europäisierung stärkt aussenpolitische Teile der Verwaltung




8.VL Entstehung und Profil des Schweizer Sozialstaates
[image: ]




Sozialstaat als institutionelles Gebilde, welches Ziele umsetzt und die Machtverhältnisse in einem politischen System reflektiert und strukturiert
· Pensionskassen als private Firmen, die eine ausführende Funktion haben reflektieren Machtverhältnisse zwischen Arbeit und Kapital.
· Vaterschaftsurlaub: Wer hat Anspruch, wer nicht? Bildung von Interessengruppen strukturiert.
1. Pfeiler des Schweizer Sozialstaats (Policies)
[image: ]Die verschiedenen Sozialwerke schützen vor dem Risiko, die eigenen Lebenshaltungskosten nicht tragen zu können. Diese Risiken werden vergemeinschaftet = soziale Risiken









Welche Risiken institutionelle abgesichert werden sollen und wie stark ist eine politische Entscheidung.

Fragen an Sozialwerk -> 3 verschiedene Antworttypen
· Wer hat einen Anspruch auf Leistungen?
->alle (universalistisch)
->diejenigen, die einbezahlt haben (versicherungsbasiert)
->nur die Bedürftigen (bedarfsgetestet)
· Wie wird Höhe der Leistungen bestimmt?
->proportional zu Beitrag (v) oder egalitär (u, b)
· Wie werden Leistungen finanziert?
->allg. Steuern (u, b), Versicherungsbeiträge oder Prämien (v)
· Wer erbringt und verwaltet die Leistungen
->staatliche, korporatistische oder private Leistungsträger
1.1 Altersvorsorge
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[image: ]1.2 Gesundheitsversorgung

	


[image: ][image: ]1.3 Familienpolitik		1.4 Sozialhilfe




· Die berufliche Vorsorge hat zur Zeit die höchsten Einnahmen (39%), als auch Ausgaben (33%), gefolgt von der AHV und KV (AHV momentan mehr Ausgaben als Einnahmen)
· Ca. 75% der Einnahmen sind Beiträge von Versicherten und Arbeitgebern (typisch v)
· Ca. 14% Einkommensteuer

2. Einordnung: Was charakterisiert den Schweizer Sozialstaat im int. Vergleich?
Kriterien den Vergleichs (Esping-Andersen 1990, Bonoli 1997)
· Grosszügigkeit: Grad der Dekommodifizierung
Sozialquote: Ausgaben/BIP und Höhe der Leistungen gemessen über Lohnersatzraten und Bezügerkreis von Renten- und Arbeitslosigkeitversicherung 

· Verteilwirkung: Grad der Stratifizierung 
Versicherungsprinzip vs. Egalitäre Leistungen, d.h. Äquivalenzprinzip vs. Umverteilung. 
Anteil der Sozialausgaben, die über Versicherungsbeiträge (Lohnnebenkosten) finanziert sind (viel, umso stratifizierter)
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x: ¾ über Prämien -> stratifiziert	x: in CH 70-80% vom Lohn, grosszügig
y: im Vgl. zum BIP hat CH einen kleinen Sozialstaat	in DE nach 1 Jahr Sozialhilfe Harz 4
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y: Tiefe Rente, da 1. Säule nur min. abdeckt	y: Aggregation der Dekommodifizierung
bescheiden, aber kommt allen zu	im Mittelfeld
2.Säule ist lebensstandardsichernd

Zwischenfazit
· Die Schweiz hat einen typisch kontinentaleuropäisch geprägten Sozialstaat aufgrund des ausgeprägten Sozialversicherungsprinzips
· Bzgl. Leistungshöhe und v.a. privater Leistungsanbieter (starke politische Rolle) hat die Schweiz auch liberal-residuale Elemente (z.B. AHV, da nicht existenzsichernd)
· A continental welfare state with a liberal face (Armingeon) 

[image: ]weiteres Spezifikum: Warum die langsame und späte Entwicklung der schweizer Sozialwerke?

	Grund für die Verzögerung ist die institutionelle
	Ausgestaltung der CH. Wird für eine 	Verfassungsänderung gestimmt, vergeht viel Zeit bis	Inkrafttreten (Krankenversicherung 106 Jahre)


3. Erklärungen
Warum ist diese späte Entwicklung und die teilweise tiefe Leistungshöhe erstaunlich?
· Frühe Demokratisierung 1848 und frühe Industrialisierung: 
->Alle haben Stimmrechte und in Industrien sollte Sozialstaat früher entstehen da die Arbeiter diese Sozialwerke brauchen
· Offene Volkswirtschaft und Korporatismus (früher 30er)
· DD (Medianwähler profitiert von Umverteilung)
->Medianwähler kontrolliert Politik, dieser sollte für Sozialstaat sein wegen Profit

Warum diese späte Entwicklung und dieses konservative Modell?
· Struktur: Industrialisierung ohne Urbanisierung: Dezentral, darum keine Mobilisierung 
· Struktur: tiefer Problemdruck: Schweiz bleibt bzgl. Kriege und Arbeitslosigkeit verschont
· Kultur: historisch gewachsener Liberalismus (Armingeon): Freisinn, Subsidiarität sind hegemonial Staat -> Einstellung der Staatlichkeit (Staatsaufgaben) unter OECD Durchschnitt
· Institutionen: Föderalismus, Subsidiarität und schwacher 
· Machtbalance: schwache Linke: zuerst waren Gewerkschaften auf ind. Ebene, dann auf gesetzliche Sozialpolitik, wenn sie auf bilateraler Ebene die Ziele nicht erreichen
· Strategie der Gewerkschaften (Trampusch 2008)



Warum ist der Sozialstaat seit den 1970er so stark gewachsen?
· 1996: Krankenversicherung
· 2005: Mutterschaftsversicherung
· 1984/85: BVG und ALV

Erklärungen für den Aufholeffekt:
· Struktureller Problemdruck: Ölkrise 70er, Rezession 90er, Wandel der Beschäftigungsstruktur bzgl. Geschlecht und Migration (mehr Frauen, permanenter Aufenthalt für Gastarbeiter führt zu mehr Arbeitslosigkeit)
· Problembewusstsein (Werte- und Kulturwandel): sozial-liberale Koalitionen zur Modernisierung der Sozialpolitik (Transformation der Linke in den 80/90er)
· Institutionen: Initiativen und Gegenvorschläge für Staatsausbau, Strategiewechsel der Gewerkschaften infolge der ind. Beziehungen: Gesetz als zweitbeste Lösungen für GAV
· Endogenes Ausgabenwachstum durch demographischen Wandel (mehr ältere Menschen)

· Seit den 1970er ist der Schweizer Sozialstaat stark gewachsen, auf ein etwa durchschnittliches europäisches Niveau

Spätes Wachstum führte zu einem hybriden Sozialstaatsmodell (Häusermann 2010)
· Ausbau der Versicherungsleistungen auf moderatem Niveau, da in Zeiten knapper Mittel)
· Gleichzeitiger Ausbau von aktivierender Sozialpolitik als Paketlösung: Hilfe erwerbstätig zu sein (Lohnersatz = passiv) 



9.VL Sozialpolitik
1.Performanzziele
1.1 Altersvorsorge
Art. 112 AHV: Die Renten haben den Existenzbedarf angemessen zu decken (=Existenzsicherung)
Art. 113 BV: Die berufliche Vorsorge ermöglicht zusammen mit der AHV die Fortsetzung der gewohnten Lebenshaltung in angemessener Weise (=Lebensstandardsicherung)
1.2 Arbeitslosigkeit
Hohe Erwerbsquote, tiefe Arbeitslosigkeit
Art. 114 2a: Einkommensersatz (passiv), Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt (aktiv)
prozedural: Anpassungsfähigkeit an wirtschaftliche Veränderungen
(Familienartikel 2003 am Ständemehr gescheitert)
Rentenpolitik
Altersarmut: Anteil über 65 J. mit einkommen von weniger als 60% des Haushaltsmedianeinkommens
Mit EL bei 3.5 %, ohne bei 12% 
am tiefsten in Europa
Lebensstandardsicherung: Nettoersatzraten der oblig. Rentenversicherung (1./2.Säule) für Personen mit 150% des Medianeinkommens 
Ziel System: Lebensstandardsicherung mit 60% Ersatzrate erreichen
alle Säulen bei 62%
MW in Europa
Finanzielle Stabilität: Geschätzte Ausgaben für Altersvorsorge als % des BIP
2010-2040: von 6.3 auf 8.6%
CH bewegt sich am unteren Rand, Breite Existenzsicherung 
· CH als Vorzeigemodell, gute Performanz

Familienpolitik
Materielle Sicherung: Armutsrate= weniger als 60% des Medianeinkommens für Einelternfamilien mit 2 Kindern. In CH: 28%
viel höher als Altersarmutsrat!
Armutsrisiken haben sich verschoben (Prekarisierung von Arbeitsstellen, mehr Scheidungen, Ausbau AHV)
Im int. Vergleich: In der CH hat man ein 3.5% höheres Risiko arm zu sein als der Durchschnitt
Vereinbarkeitspolitik: Inwiefern vereinbaren Eltern Erwerbsarbeit mit Betreuungspflichten
- 14 Wochen Mutterschaftsurlaub: 
sehr tiefes Niveau in EU
- Öffentliche Ausgaben für Kinderbetreuung massiv erhöht in den letzten 25 Jahren (0.5%)
moderates Niveau
- Nettokosten für Kinderbetreuung
extrem hohe Kosten, nur weniger subventionierte Plätze
· Hohe Kosten, moderates Niveau (bzgl. Performanz keine Info, da keine Ziele)
Arbeitslosenquote
Daten erst seit 90er vorhanden: immer unter 5%
· gute Performanz
2. Reformdynamiken und Reformperformanz
Herausforderungen: Demographischer Wandel und wirtschaftliche Veränderung
· weniger Kinder, die länger leben (Verhältnis Erwerbstätige und Gesundheitskosten verschiebt sich)
· Veränderung des Arbeitsmarktes: Entstandardisierung-> Atypische Beschäftigungen wirken sich auf Lohnbeiträge aus. Arbeitsmarkt vermittelt weniger ökonomische Sicherheit
[image: ][image: ]Direkte Herausforderungen für Arbeitsmarkt-, Renten- und Familienpolitik





Anpassungsfähigkeit: prozedurale Performanz
Reformfähigkeit wegen Polarisierung 
schwieriger geworden

Rentenpolitik
Grundlegende Reformdynamik: Konsolidierung und Stabilisierung der Finanzierung
Geeinte Rechte möchte Reform und musste Teil der Linke gewinnen, durch Konzessionen (side-payments)
1995: AHV erhöht und Erziehungsgutschriften eingeführt
2003: 2. Säule: Rentenkürzung kompensiert durch bessere Absicherung 
 möglich durch gesellschaftliche Konzessionen, insb. Gleichstellung ->Reformkoalition

Familienpolitik
Grundlegende Reformdynamik: Expansiv
Geeinte Linke muss Teil der Rechte gewinnen. Arbeitsmarktfreundliche Reformen sind möglich mit gesellschaftspolitisch progressiven Pol

Prozedurale Performanz: Reformfähigkeit
Arbeitslosigkeit: ALV-Reform von 1995
Das Wachstum der aktiven Arbeitsmarktpolitik ist moderat, jedoch immer noch mehr passiv als aktiv.
Breite Reformkoalition zur Neuorientierung der Schweizer Arbeitslosenpolitik auf Aktivierung.
Der Reformprozess zeigt auf, dass Elitenstrategien eine wichtigere Variable ist für die Reformperformanz als das institutionelle Gefüge an sich. Zentral ist, wie die Akteure die Institution benutzen
Verlauf des Entscheidungsprozessen:
· Vorparlam. Phase: Verhandlungen scheitern in der Expertenkommission, da Sozialpartner keine Einigung finden
Grund: Polarisierung und Mediatisierung
· Blockierte Reform kommt ins Parlament, Sozialpartner drohen mit Referendum
· Kommission des NR reorientiert Reform und bringt Sozialpartner zurück an Verhandlungstisch (steht nicht in BV): Reorientierung auf Aktivierung -> Annahme durch Arbeitgeber
· Kommissionen von NR und SR bringen Kantone an Verhandlungstisch, da diese zahlen und ausführen
· Kompromiss von Solothurn zur Lastenverteilung: Subkommissionen NR und SR, Verwaltung, Kantone, Regierungsräte, Sozialpartner
· Einigungskonferenz: Mehreinnahmen durch höhere Beiträge, Kürzung passiver Leistung, Anzahl Plätze für Aktivierung, Kosten
Institutionelle Grundlagen der modernisierenden Kompromisse
- Zeigt die Ambivalenz der vielen Vetopunkte in der CH
- Formell: Blockadepotenzial
- Informell: Flexibilität dank Verhandlungskultur
- Institutionelle Redundanz (Bendor, 1995): Reformen haben Potenzial, wenn Akteure das wollen

Anmerkungen:
· Arbeitslosenpolitik: Reformen ALV 2002, 2010 Referendum von Linken ergriffen: Annahme spaltete politische Lager
· Rentenpolitik: seit 2003 keine substanzielle Reform mehr zustande gekommen
· Familienpolitik: Förderung Kinderbetreuungsstrukturen 2013 abgelehnt. Int. Verglichen sind Kosten hoch, Angebot tief. Vaterschaftsurlaub
· Pflichtlektüre: Reduktion modernisierender Kompromisse: steigende Konfliktivität wegen zunehmender Partei-Polarisierung
Ausblick:
durch die Wahlen 2019 wurde das gesellschaftspolitisch liberal-progressive Lager gestärkt (GPS, GLP)
neue Koalitionen könnten möglich werden



10.VL Wirtschaftspolitik
I. Merkmale des traditionellen Schweizer «Produktionssystem»
Hybride Merkmale des traditionellen Schweizer Wirtschaftssystems bis Mitte 1990er Jahre
Liberale Merkmale 	vs.	Protektionistische Merkmale 
-Liberaler Arbeitsmarkt		- Hohe Regulierungen von Unternehmen
-Tiefe Steuerbelastung		- Hohe Produktmarktregulierung (hohe                    -Tiefe Staatsquote		   Zulassungsschranken)
-Hohe Preisstabilität/tiefe Inflation		- Wettbewerbsschranken für ausländische 		   	   Investoren und Anbieter
schwache staatliche Einschränkungen	- Hohe Subventionen des primären Sektors
		- starker Schutz staatlicher Unternehmen
[image: ]Wirtschaftliche Freiheiten 
· 		-Tief: protektionistisch
		-blau: liberale Bereiche der schweizer			            Volkswirtschaft
		-gelb: protektionistische Einschränkungen

		Quelle: Bernauer and Walter 2014
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Einschränkungen des Wettbewerbs und Arbeitsmarktregulierung
		Rangplatz CH unter 20 OECD-Demokratien
		
		- Agrarsektor wird sehr geschützt

		- bzgl. Arbeitsmarktregulierung liberal
		

Subventionen für Landwirtschaft
Über 50% der Bruttoerträge der Produktion der Landwirtschaftssektor wird durch staatliche Subventionen aufgewogen -> fixe Preise
Trend: hin zur ökonomisch gesteuerten Produktion (Direktzahlungen)
Abnahme sei 1997
Problem der hohen Subventionen/Preise: Olivenöl sehr teuer, damit Menschen Butter kaufen

II. Zentraler Erklärungsansatz – Liberaler Korporatismus
Autoren: Katzenstein (1985) und Mach (1999)
Kernaussage: die traditionelle Hybridität ist das Resultat von politischen Kompromissen zu Gunsten des Exportsektors. 
d.h. der Exportsektor braucht wirtschaftliche Öffnung und kompensiert dafür (side-payment) den Binnenmarkt mit Protektionismus. 
Hypothese: Korporatismus wird fast immer in kleineren offenen Volkswirtschaften (smopec) beobachtet.
[image: ][image: ]Exportsektor: 			Binnenmarkt:
 
zentral aufgrund seiner Grösse und Abhängigkeit
vom internationalen Umfeld
[image: ]Importe/Exporte

	Exportgetriebene Wirtschaft: Exporte übersteigen Importe
	Volumen der smopec höher im vgl. zu grösseren Ländern
	grosse Länder haben grössere Eigenmärkt und können 	    somit auch autark funktionieren


· Hoher Anteil der Arbeitsproduktivität liegt in exportorientierten Branchen

Abhängigkeit vom int. Umfeld
· Kleine Volkswirtschaften sind price-takers (Katzenstein 1985), sie haben keinen Einfluss auf Weltmärkte
· Um erfolgreich zu sein, müssen sie sich den Bedingungen anpassen können, d.h. sie brauchen flexible Arbeitsmärkte, moderate Löhne und sozialen Frieden 
 Anforderungen an die Politik

Katzenstein’s Modell: int. Liberalisierung und innere Kompensation (Korporatismus)
Arbeitgeber der Exportindustrie wollen Offenheit. Diese Offenheit erlangen sie indem sie einen Preis bezahlen, um eine politische Mehrheit auf ihre Seite zu kriegen. 
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Erweiterte These Katzenstein’s
Int. Theorie wird für den schweizer Fall durch Mach (1999) ergänzt. 
Die Schweiz erfüllt zwar VSS von Katzenstein, jedoch gibt es keinen ausgeprägten Sozialstaat und auch keine hohen Kompensationen
Katzenstein übersieht Binnensektor
[image: ][image: ]In der Schweiz wurde nicht in erster Linie die Arbeitnehmerschaft kompensiert, sondern die Binnenwirtschaft kompensiert. (Arbeitnehmer waren schwach organisiert)









Kompromiss besteht nicht aus einem starken Sozialstaat, der die Gewerkschaften kompensiert, sondern besteht aus einem Kompromiss zwischen Exportwirtschaft und Binnenmarkt 
Bürgerblock aus economiesuisse, SGV, FDP, SVP)

Bürgerblock und Kompromiss der bürgerlichen Kapitalseite funktioniert nicht mehr.
Macht des Bürgerblocks erodiert, weil sich die Interessen geteilt haben
· Liberaler Korporatismus bekommt schwerwiegende Performanzprobleme und ist aufgebrochen
· Die Exportwirtschaft war nicht mehr bereit den Mehrpreis zu bezahlen
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Exportindustrie in kleinem Land braucht offene Grenzen und stabile vorhersehbare Produktionsbedingungen im Inland
--> Bereitschaft der Exportindustrie zu verhandeln: Gem. Katzenstein mit den Arbeitnehmern, gem. Mach auch mit Binnenmarkt

III. Performanzprobleme des liberalen Korporatismus in der Schweiz 
u.a. Pflichtlektüre Armingeon 2014 
Die Kompensationspolitik hat einen Preis

Entwicklung der Kompetitivität der Schweizer Wirtschaft

1. Vergleichsweise tiefes Wachstum
- Seit 1970er: Wachstum der CH liegt tiefer als der OECD-Durchschnitt
- Hohes Reichtumsniveau bleibt undynamisch Produkt der hohen protektionistischen Regulierungen im Binnenmarkt

2. Hohe Preise und tiefe Kaufkraft
[image: ]3. Sektorale Sockelarbeitslosigkeit
= strukturelle Arbeitslosigkeit (seit 90er)
bis 90er Grundgleichgewicht: Anzahl Leute, die Stellen suchen = Anzahl offene Stellen (45° Linie)
Ab 90er Strukturwandel: Beveridge Kurve weg von 45° Linie-> es entsteht ein Ungleichgewicht mit höherer Anzahl Arbeitslosen =Grundarbeitslosigkeit
· Problem nagt an Kompromiss/Hybridität der Schweizer Wirtschaftspolitik 

Konsequenz der sinkenden Performanz
Unter den neuen Bedingungen (Europäisierung, Globalisierung) war die Exportwirtschaft seit Mitte 90er nicht mehr bereit, diesen Preis zu bezahlen
· Das Schweizer Produktionssystem entwickelte sich seit den 90er Jahren zunehmend in Richtung einer liberalen Marktwirtschaft (Binnenmarkt ist weniger eingeschränkt)


IV. Transformation des schweizerischen Modells seit den 1990er Jahren

Gründe für die Erosion
· Sinkende Performanz des Modells aufgrund von Wachstum, Preisen, Arbeitsmarkt und steigenden Sozialkosten
 strukturell langfristige Gründe, die dem Kompromiss die Basis entzog
· Die Exportwirtschaft war bereit, den Pries des Protektionismus zu bezahlen, solange Beschäftigung und Konsum trotzdem stark blieben
· In der Rezession der 1990er waren diese Bedingungen nicht mehr gegeben und die Unterstützung für den Kompromiss nahm ab

Druck in Richtung Liberalisierung:
· GATT/WTO: Uruguay-Runde 1986-1994: Reduktion von Handelshindernissen
bedingte die Öffnung der schweizer Märkte
· EU-Integration: Schaffung des europäischen Binnenmarktes 1992 und Maastrichter Vertrag
4 Freiheiten: Waren, Personen, DL, Kapital
1992 EWR-Nein
1995 Finnland, Österreich und Schweden treten der EU bei
CH darf Anschluss an Binnenmarkt nicht verlieren
Strukturelle Entwicklung: volkswirtschaftliche Abschwächung und Integration in int. Märkte
Dies löste eine Initiative aus, zugunsten einer stärkeren Liberalisierung des Binnenmarktes

Liberale Initiative von Exponenten der Exportindustrie
· 1992: Nach EWR-nein erarbeitet de Pury-Kommission ein Revitalisierungsprogramm im Auftrag des BR = Vorschläge für Liberalisierung von Protektionisten und stark regulierten Bereichen in der schweizer Wirtschaftspolitik
· 1995: „Mut zum Aufbruch“ Publikation eines Buches (Liberalisierungsagenda), geschrieben von einflussreichen exportorientierten Firmenvertreter.  Forderung war ein radikaler Bruch der protektionistischen Vergangenheit. Keine Absprache mit korporatistischen Kräften (an Economiesuisse vorbei)
· 1999: Gründung Avenir Suisse durch 14 multinationale Unternehmen in der Schweiz. Ihre Aufgabe ist es, die Agenda weiterzutragen und die Aufrechterhaltung des liberalisierenden Pushs
[image: ]Forderung der Initianten:




















Vatter/Lijphart: Konsensdemokratie lebt von Vertraulichkeit/Kontinuität der Verhandlungen der immer gleichen Akteure, die darauf zählen können, dass sie die Regeln festlegen können
Hier: informelle Gruppe, die den Kompromiss mit regulierter Binnenwirtschaft beenden

Bedeutung der liberalen Initiative für das politische System (Mach 1999)
· «Going public» einer informellen Gruppe von Personen aus Wirtschaft, Journalismus und Unis
· Entsolidarisierung von den Verbänden (Economiesuisse, SAV, SGV)
· Umgehung der sozialpartnerschaftlichen Entscheidungsregimen
· Zunehmende Spaltung der Verbände in Binnen- und Exportwirtschaft

Liberalisierungspolitik: wichtigste Reformen
[image: ]Interner und externer Druck in den 1990er Jahren lösten eine liberale Reformwelle aus und eine Wachstumsstrategie des BR, die v.a. auf Liberalisierung des Binnenmarktes und Konsolidierung der Staatsfinanzen abzielt




Politik der Liberalisierung
Zentrale Akteure: BR, Aussenwirtschaftliches Departement der Verwaltung, Exportsektor (Economiesuisse)
Viele Reformen in kurzer Zeit:
Two-level game: Druck von aussen («Integration fordert das von uns») und geschlossene Entscheidungsprozesse
Zudem: wechselnde, unklare Mehrheiten also keine organisierte Opposition
[image: ]Unorganisierte Opposition – Konfliktlinien bzgl. Marktliberalisierung zwischen den Parteien




[image: ][image: ]Studie von Bernhard, Laurent (2004)




Alignment war nicht so klar -> Bürgerblock bricht auf

Grüne, SP: Pro Protektionismus bei Arbeitsmarkt und Infrastruktur, Pro Liberalismus bei Marktzutritt und LW
SVP: umgekehrt
[image: ]Programmatische Geschlossenheit der Parteien:






· Nicht nur unterschiedliche Anordnung der Parteien, sondern auch innerhalb der Parteien starke Heterogenität
· [image: ]Durchmischung und Aufbrechen von etablierten Konfliktstrukturen erklärt, warum so viele Reformen in kurzer Zeit möglich wurden 



11. VL Europapolitik

Historische Entwicklung
[image: ]EG/EU










· Die EU ist nach 1992 innerhalb von 20 Jahren zu einem völlig anderen, grösseren und stärker integrierten Gebilde (Währung, gemeinsame handlungsfähige politische Elite)

Schweiz
[image: ]
















EWR Nein 1992
Pro: politische und wirtschaftliche Elite
Dagegen: Grüne/SVP, Kampagne hatte v.a. in der Deutschschweiz Erfolg (Röstigraben)
Gründe für die Ablehnung (Vatter 1994)
- Einfluss: Kampagneeffekte, Kulturelle Motive (Sprachregion und Stadt-Land)
- wenig Einfluss: Ökonomische Motive auf Individualebene, Elitenempfehlung 
[image: ]
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EU grösster Absatzmarkt für die CH  Die Zunehmende Integration der CH führt zu einer sehr engen Verflechtung der Schweizer Wirtschaft mit dem europäischen Binnenmarkt 

Jüngere Spannungen
Church 2007: „Ökonomische Integration ohne institutionelle Partizipation“
Dieser Prozess kam in den letzten 10 Jahren in verschiedenen Feldern ins Stocken:
1 und 2 wurden weitgehend beigelegt: Stärkere Angleichung der CH an die EU (starke Verhandlungsmacht) 

1. Steuerpolitik: Zinsbesteuerung
EU war nach 2010 nicht mehr bereit, das Schweizer Bankgeheimnis zu tolerieren
2013: Zinsen des Vermögens, welche in der CH gemacht werden, könnten versteuert werden 
Fiskalbehörden anderer Länder entgehen wichtige Steuern, durch das Bankgeheimnis
FATCA-Abkommen: alle Steuerbehörden der Welt haben mit der USA den automatischen Informationsaustausch (AIA)
EU, OECD fordern dasselbe  2014: AIA mit EU

Woher kam der Druck?
· Ursprünglich: EU konnte die Steuerhinterziehung in der Schweiz mittels gestohlenen CDs mit Kundendaten beweisen (2012-2013). OECD drohte der Schweiz mit der grauen Liste

Reaktion der Schweiz: Abgeltungssteuerungsabkommen 2011/2012
Äquivalent AIA: Keine Weitergabe der Personendaten, sondern wollen Abgeltung von in der Schweiz verwalteten Vermögen durch anonyme, einmalige Zahlung einer Steuer (mit DE gescheitert)

Zunehmender Druck:
· FACTA als unilateraler Zwang (2013)
· Wiederholte Käufe gestohlener CDs mit Kundendaten (2012-2013)
· G20: AIA wird globaler Standard (2014)

Reaktion der Schweiz: Widerstand gegen den AIA fällt
· Weissgeldstrategie (2012): Banken verlagern die Nachweispflicht auf die Kunden
· FACTA wird akzeptiert (2013)
· Mehr Länder schwenken auf den AIA ein
· Abkommen CH/EU zum AIA ab 2017/2018




2. Personenfreizügigkeit
[image: ]




[image: ]

3. Bilateralismus/Rahmenabkommen
Problem: das EU-Recht entwickelt sich ständig weiter und pocht auf einheitliche und gleichzeitige Anwendung und Auslegung des Binnenmarktrechts
Die Schweiz kann an den Verhandlungen nicht teilnehmen, muss aber die Veränderungen übernehmen
Anstehende bilaterale Verhandlungen zum Binnenmarktzugang werden auf Eis gelegt, solange die institutionellen Fragen nicht geklärt sind:
[image: ][image: ]




 Verhandlungen sind nicht kompatibel…
[image: ][image: ]Jüngste Entwicklungen


Die EU drängt die CH auf eine Lösung, indem sie mit möglichen Sanktionen drohen bspw. steht es noch offen, ob die CH weiterhin an der Forschungszusammenarbeit teilnehmen kann
Ablehnung MEI positiv für Annahme InstA (pro Bilaterale)
12.11.2020: der BR verabschiedet seine Position vertraulich und möchte mit der Kommission zu einer Lösung kommen
Entscheidungsdilemmata – Pflichtlektüre Emmenegger et al., 2018
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[able 1: A typology of democratic regimes according to Lijphart (1977, 106)
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Arbeitsmarktintegration

Arbeitsmarktflexibilitat sozial absichern
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Schweiz | Frankreich Deutschland _Italien UK USA
Gesamtwert 81,1 632 71 588 751 763
Steuerbelastung | 67,9 538 61,3 55 56,4 69,8
Staatsausgaben 65,8 53 322 19,4 21,5 46,7
Regulierung
Unternehmen 779 837 90,5 774 94,7 9Ll
Regulierung
Arbeitsmarkt 87,9 51,6 41,4 43 71,5 958
Preisstabilitat 84,4 823 835 82 739 722
Investitionen 80 55 85 75 90 70
Bankbereich 80 70 60 60 80 70
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Rang

Summarischer Indikator: alle wettbewerbsfeindlichen Regelungsbereiche 3
Wettbewerbsverzerrung durch staatliche Unternehmen 6
Staatliche Hindernisse unternehmerischen Handelns I
Staatliche Hindernisse des internationalen Handels und der 3
internationalen Investititonstitigkeit

Summarischer Indikator: Gesetzgebung fiir hohen Beschiftigungsschutz 14
Beschiftigungsschutz normale Arbeitsvertrage 18
Beschiftigungsschutz temporire Arbeitsvertrage 16
Stirke der Gewerkschaften: Organisationsgrad 18

Deckungsgrad der Arbeitsverhiltnisse durch GAV 15
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2.B. Maschinenindustrie, chemische Industrie, Tourismus, Finanzsektor,
Versicherungen
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privat: z.B. Landwirtschaft, Bauwirtschaft,Vertrieb, Binnentransporte,
unternehmensbezogene und personliche Dienstleistungen (z.b.Anwalte,
Zahnarzte etc.)

staatlich: z.B.Wasser- und Elektrizititsverteilung, ffentliches
Gesundheitswesen, Netzwerkindustrien (Bahn, Post, Telekom)
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Liberaler Korporatismus (NL, BE, CH)

Arbeitgeber (Exportindustrie) _— Gewerkschaften
Erhalten: Erhalten:
- flexiblen Arbeitsmarkt - Sozialleistungen

- soziale Stabilitit
- moderate Lohne
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Sozialer Korporatismus (A, NO, DK)

Arbeitgeber (Exportindustrie) _— Gewerkschaften
Erhalten: Erhalten:
- flexiblen Arbeitsmarkt - Beschiftigungsschutz

- Sozialleistungen
- Restriktive Regulierung der
Arbeitsmigration

- soziale Stabilitit
- moderate Lohne
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Exportwirtschaft

Erhilt Offenheit
Mach: Kapital-/Unternehmerseite Katzenstein: nur 2 Akteure (Kapital, Arbeit)
ist in der CH gespalten
Binnenwirtschaft R Gewerkschaften
Erhilt Protektionismus werden relativ schwach

kompensiert
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Exportwirtschaft

Erhilt Offenheit
“Biirgerblock”
(cf.Vorlesung
Verbinde) / \
Binnenwirtschaft — Gewerkschaften
Erhilt Protektionismus werden relativ schwach

kompensiert
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Kleinheit des Staates Bediirfnis der Export- Interessenskoordination
Und — industrie nach Offnung ——  (Verhandlungsdemokratie)
Wirtschaftliche Offnung und Kooperation

Strukturelle Bedingungen Akteursinteressen Institutionelles Gefiige
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Privatisierung und Liberalisierung von
Telekommunikation, 6ffentlichem Verkehr (SBB)
und Elektrizitatsmarkten

Abschaffung aller Monopole (SRG)
Markesffnung: Kartellrecht verschirfen

Binnenmarkt und Corporate
Governance

Stirkung der berufsbegleitenden Ausbildung

Deregulierung der Hochschulbildung
(Privatisierung / Auftragsforschung)

Kostendeckende Studiengebiihren und ,,student
loans*

Ausbildungssystem Wirtschaftspolitik

Ausgaben einfrieren fiir 4 Jahre

Kiirzung von Subventionen um 2 Mia.

Unternechmenssteuern senken

Liberalisierung (Arbeitszeiten, Offnung) Reduktion der Steuerprogression

Erhéhung der Arbeitnehmermobilitit

Abschaffung des Beamtenstatus
Teilprivatisierung der
Arbeitslosenversicherung (Liberalisierung

des Marktes)
Industrielle Beziehungen

Quelle:Weissbuch de Pury et al. 1995: 46ff

Bedurfnisorientierte Sozialpolitik und
private zusitzliche Vorsorge
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Revitalisierungsprogramm ,,Swisslex* 1992 nach dem EWR-Nein
Reduktion des Staatsmonopols (insb. Post, Telecom, SBB, Elektrizitit)

Marktliberalisierungen (insb.Vergabewesen, Landwirtschaft,
Kartellgesetz, Binnenmarkt)

Limitierung Staatsquote (Arbeitsmarkt, Schuldenbremse,
Unternehmenssteuerreformen)
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I. Linke Parteien und Gewerkschaften sind gegen Privatisierung,
Steuerreduktionen und Sozialabbau, aber fiir tiefere Preise fiir
Konsumentinnen.

2. Parteien, die dem Gewerbe und den Bauern nahe stehen sind
fiir tiefere Steuern und eine tiefere Staatsquote, aber gegen
Abbau des Binnenmarkt-Protektionismus.
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Resultate

.

Kein klassischer links-rechts Konflikt

Arbeitsmarkt und Infrastruktur: Rechtskonservative als treibende
»Liberalisierer” Linke bremsten

Marktzutritt, Kartellrecht und Landwirtschaft: Linke als treibende
.Liberalisierer*

Btw: Nur Johann Schneider Ammann (FDP/BE) hat allen
Liberalisierungvorhaben zugestimmt

Reihenfolge der Parteien: FDP/LP (65%) > SP (60%) > CVP (58% >
Griine (57%) > SVP (49%)
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Datengrundlage:
* Namensabstimmungen im Nationalrat
* 1993-2003

* Vorlagen zu Liberalisierung in den Bereichen: Arbeitsmarkt,
Landwirtschaft, Marktzutritt- und Kartellrecht, Infrastrukturen

*  Nur kontroverse Vorlagen, total 43 Abstimmungen
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Prozentanteil, zu dene die Vorlagen unterstiitzt wurden

Stirke der Unterstiitzung Geschlossenheit der Fraktion
Wirtschaftliche Sparen und Abbau des Wirtschaftliche  Sparen und Abbau des
Rang Liberalisierung Steuern senken Sozialstaates Liberalisierung _ Steuern senken _Sozialstaates
1 FDP (79) SVP (98) SVP (95) SVP (10.8) SPS (0) SPS (2.7)
2CVP (73) FDP (93) FDP (82) SPS (11.9) SVP (5.6) FDP (11.8)
3SPS (58) CVP (73) CVP (62) FDP (13.3) FDP (11.4) SVP (143)
4 SVP (50) SPS (0) SPS (2) o SYR(183) CVP (25.2) CVP (26.3)
Getrieben durch FDP Getrieben von SVP

Cup heterogener, Linke sehr homogen

L o biirgererliches lager gespalten ...
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Verstehen

« Erklirung des ,liberalen Korporatismus" nach Katzenstein, sowie seine
Schweiz-spezifische Verbindung zu Gewerkschaftsstirke und Birgerblock |

Verstehen, inwiefern die , liberale Offensive seit den 1990er Jahren mit
spezifischen Eigenheiten des politischen Systems (prozedural und inhaltlich)
bricht.
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'73-'81: EG-Erweiterung (6->12: UK, IRE, DK, SP, GR, Po) 6 auf 12 Lindern: Organisation betrifft fast ganz Westeuropa
'79: Cassis de Dijon -Urteil des EUGH Entwicklung eines integrierten europaischen Binnenmarktes: gegenseitige Anerkennung

'89: EG bietet den EFTA-Staaten den EWR an  Form der wirtschaftlichen Mitgliedschaft
'92: Maastricht-Vertrag: EG -> EU; Binnenmarkt; EWWU staatenbund -> supranationales Gebilde, Binnenmarkt mit gemeinsamer Wihrung

P'95:EU-15:+ A, FIN,SW  chwurde isoliert

[‘99: Start Beitrittsverhandlungen mit 12 Lindern (Osterweiterung)

"00: Nizza-Vertrag: Institutionelle Reformen
Macht EU zu einer eigenen politischen Organisation

P'99-'02: Euro wird in | | Landern eingefiihrt qualifiziertes Mehr, keine Einstimmigkeit mehr-> Handlungsfahiger

['04: EU-25: EST, LET, LIT, P, CZ, SL, HU, SK, MA, CY

P'07: EU-27:BU,RO

P'13:EU-28:CR
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'60- : EFTA-Mitglied 4 2unehmend oboslet,
‘weil sich alle an EU Binnenmarkt anschliessen

Bilaterale: wirtschaftich vorteilhafter Status
Exportwirtschaft: Weisses Buch, Avenir Suisse
)j 92 bis 2014: pragmatischer bilateraler Weg, der im Volk unterstatzt wurde (durch Initiativen)

'91: Beitrittsgesuch / Eurole:
'92: EWR-Nein (50.3%) / Swisslex

'94: Alpeninitiative angenommen (52%)

Nachbeben des EWR-Neins (Verlagerungspolitik wurde unterstitzt)
“Beitritcsverhandlungen vors Volk” abgelehnt (74%)
Jegliche Verhandlungen mit der EU verbleten: nur bei einer VI —> CH méchte Verhandlungen

*00: Bilaterale | angenommen (67.2%)
‘01: Initiative "Ja zu Europa” abgelehn (76.8%) o Erstes Paket
*02: Einfiihrung Personenfreizilgigkeit mit EU-17  Unterstitzung fir Bilaterale
In Paket 1

*04: Bilaterale Il und Ausweicung der PFZ (56%)
*05: Schengen/Dublin angenommen (54.6%)
*06:“Kohisionsmilliarde" angenommen(53.4%) Eigene Abstimmung, da kontrovers
sl Finanzielle Beteiligung an strukturellem Aufbau n Osteuropa
09: Erweiterung der PFZ auf BU und RO (9.6%)

*I4:Initiative “Gegen Masseneinwanderung”(50.5%)
*18:BR prasentiert ein Rahmenabkommen (Entwurf)

> Volksabstimmung, die die zunehmende Verflechtung mit der EU iber Bilaterale unterstitzen, bekraftigen

Infragestellung der Bilaterale 1 (MEI nicht vereinbar mit PFZ)
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Strukeurell
wertprogressiv

Strukeurell
wertkonservativ

Kulturell
wertprogressiv

Kulturell
wertkonservativ

Ja-Stimmen: > 80%

Ja-Stimmen: 52-62%

(insb. urbane (insb. urbane
Gemeinden der Gemeinden der
Romandie) Deutschschweiz)

Ja-Stimmen: 52-73%

(insb. rurale Gemeinden
der Romandic)

Ja-Stimmen: <20%

(insb. rurale Gemeinden
der Deutschschweiz)
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Bilaterale | (1999, 2000: 67,2% Ja)
* Personenfreiziigigkeit

* Technische Handelshemmnisse

+  Offentliches Beschaffungswesen
* Landwirtschaft

* Forschung

¢ Luftverkehr

* Landverkehr

-> Erleichterter Zugang zu den Arbeits- Waren- und
Dienstleistungsmarkten der EU
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Bilaterale Il

* Schengen / Dublin Abkommen (2005: 54,6% Ja)
* Zinsbesteuerung

*  Betrugsbekimpfung

* Landwirtschaftliche Verarbeitungsprodukte

* Medien

* Umwelt

*  Statistik

* Ruhegehilter

*  Bildung, Berufsbildung, Jugend

-> Engere politische und wirtschaftliche Zusammenarbeit (auch
Kapitalmarkte), Stirkung der wirtschaftlichen Verflechtung
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1999 Unterzeichnung im Rahmen der Bilateralen I, Annahme durch dasVolk mit
67,2 % Ja (in Kraft ab 2002)

2004 Inkraftsetzung der Schutzmassnahmen gegen Lohndumping

2005 Ausweitung auf 10 neue Mitgliedstaaten (angenommen mit $6% Ja).

2008 Unterzeichnung des Protokolls Il FZA (Bulgarien/Rumanien)

2009 Weiterfihrung des FZA und Ausweitung auf Bu/Ro: angenommen (59,6 % Ja)
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2.Aktuelle Spannungen

,,Okonomische Integration ohne institutionelle Partizipation*
(Church 2007)

Aktuelle Spannungen

I. Steuerpolitik

2. Personenfreiziigigkeit
3. Bilateralismus/Rahmenabkommen

Seite 21

2.3. Personenfreiziigigkeit

Chronologie

1999 Unterzeichnung im Rahmen der Bilateralen I, Annahme durch das Volk mit
67,2 % Ja (in Kraft ab 2002)
2004 Inkraftsetzung der Schutzmassnahmen gegen Lohndumping
2005 Ausweitung auf 10 neue Mitgliedstaaten (angenommen mit 56% Ja).
2008 Unterzeichnung des Protokolls Il FZA (Bulgarien/Ruménien)
2009 Weiterfiihrung des FZA und Ausweitung auf Bu/Ro: angenommen (59,6 % Ja)

2012 Anrufung der Ventilklausel gegeniiber den EU-8 (Osteuropa) (bis Juni 2014)
2014 Annahme der Initiative “gegen Masseneinwanderung”, welche Kontingente und
Inlandervorrang vorschreibt (Umsetzungsfrist bis Winter 2017)

2015: Versuch der Schweiz, PFZ neu zu verhandeln wird abgelehnt, EU sistiert alle
laufenden Verhandlungen bis zur Umsetzung der MEI

Dezember 2016: Gesetz zur Umsetzung der MEI (’Inldndervorrang light”)
Dezember 2016: Ratifizierung der PFK zwischen der Schweiz und Kroatien

Friihling 2017: Referendum gegen die Umsetzung in der Unterschriftensammlung
gescheitert; SVP / AUNS lancieren "Begrenzungsinitiative” zur Kiindigung der PFZ

September 2020: Ablehnung der “Begrenzungsinitiative” der SVP (38,3% Ja)

Seite 22
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Position der Schweiz (Verhandlungsmandat Dez 2013)

I. Fragen zur Auslegung des europaischen Rechts sollen dem EuGH
unterbreitet werden.

2. Keine Uberwachungsbehorde, kein Vertragsverletzungsvey hrﬁ; dsgericht ab

Lehnt Scl
3. Weiterhin nurVerhandlungen in den sachspezifischen ,,gemischten
Ausschiissen”

4. Bei Uneinigkeit: Ausgleichsmassnahmen
Rechte fiir Verhandlungspartner einschrinken
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Position der EU (Verhandlungsmandat seit 2012)

I
2.

Die Schweiz soll Veranderungen des EU-Rechts zeitgleich iibernehmen

Die Anwendung der Abkommen soll von einer supranationalen Behérde
iberwacht werden (Pendant zu EU-Kommission und EFTA-Behorde), welche
sicher stellt, dass beide Parteien das Recht gleich interpretieren.

Im Konflikefall soll ein Schiedsgericht entscheiden (Pendant zu EUGH und
EFTA-Gerichtshof).
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Entwurf eines Rahmenabkommens Dez 2018:
- Dynamische Aktualisierung der bilateralen Marktzugangsabkommen (inkl. PFZ

- Streitschlichtungsmechanismus (gemischter Ausschuss -> parititisches
Schiedsgericht, evtl. Ausgleichsmassnahmen)
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Juni 2019: Schweiz will ,,Prazisierungen* beziigl.
*+ Frage der Zulassigkeit von Beihilfen (z.B. K-Banken)
*  Unionsbiirgerrichtlinie (Teil der PFZ oder nicht?)

* Lohnschutz (flankierende Massnahmen)




